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Gemeinde Steinenbronn      GRDS-Nr. 2024/027 

Finanzverwaltung 
Rebecca Wein 

Steinenbronn, 09.02.2024 
 
 

S I T Z U N G S V O R L A G E 

 

 
 
Beratung im Gemeinderat  

am 20.02.2024 öffentlich 
Beschluss  

 
 
Verabschiedung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes für das Jahr 

2024 sowie Aufhebung des ursprünglichen Beschlusses 
 

 
I. Beschlussvorschlag 

 

1. Der Gemeinderatsbeschluss vom 23.01.2024 über die Verabschiedung der 
Haushaltssatzung 2024 mit folgendem Wortlaut „Der Gemeinderat beschließt 

die beigefügte Haushaltssatzung für das Jahr 2024, welche alle Änderungen 
seit Einbringung des Entwurfes enthält.“ wird aufgehoben. 
 

2. Der Gemeinderat beschließt die beigefügte Haushaltssatzung für das Jahr 
2024, welche weiterhin alle Änderungen seit der Einbringung des Entwurfes 

sowie die Korrektur der Verpflichtungsermächtigungen enthält. 
 

  

 
II. Sachdarstellung 

 
Nach Vorlage der Haushaltssatzung bei der Kommunalaufsicht wurde durch die 
Verwaltung festgestellt, dass die Summe der Verpflichtungsermächtigungen in der 

beschlossenen Haushaltssatzung 2024 der Summe der Verpflichtungsermächtigungen 
des Haushaltsentwurfes 2024 entspricht (5.190.000 €).  

 
Im Haushaltsplan, d. h. im Gesamtfinanzhaushalt, sowie in den Teilhaushalten und 
den Anlagen zum Haushaltsplan wurde die korrekte Summe (4.540.000 €) 

ausgewiesen. Lediglich in der Haushaltssatzung wurde der Betrag durch einen 
Übertragungsfehler nicht korrigiert. 

 
Verwaltung und Kommunalaufsicht, beschreiben diese Fälle als einen Fehler ohne 
konkrete Auswirkungen für den Haushaltsplan. Für die Öffentlichkeit ist diese 

Offensichtlichkeit nicht gegeben, da die Haushaltssatzung maßgeblich ist und der 
Haushaltsplan sowie die Anlagen in der Regel nicht mehr angeschaut werden. Daher 

hält die Verwaltung es für notwendig erneut über die Haushaltssatzung 2024 zu 
beschließen. 
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Wichtig ist hier noch der Hinweis, dass alle bisherigen Festsetzungen bestehen 

bleiben.  
 

Es handelt sich lediglich um eine Korrektur der Summe der 
Verpflichtungsermächtigungen. Die Verpflichtungsermächtigungen vermindern sich um 
650.000 €.  

 
Die neue Festsetzung in der Haushaltssatzung entspricht nun 4.540.000 € und stimmt 

damit mit dem Haushaltsplan und den Anlagen überein.  
 
 

 
Anlagen: 

Haushaltssatzung_2024_korrigiert 
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